

Gutachterliche Prüfung des Feuerwehrbedarfsplans der Berufsfeuerwehr Stuttgart
____________________________________________________________________________________________________


Leistungsbeschreibung zur gutachterlichen Prüfung des 
Feuerwehrbedarfsplans der Feuerwehr Stuttgart 2010 ______________________________________________________________________

Die Gemarkungsfläche der Landeshauptstadt Stuttgart beträgt 207,35 Quadratmeter. Mit ihren rund 600.000 Einwohnern ist die Landeshauptstadt das Zentrum einer der industriestärksten Regionen der Republik, des Mittleren

Neckarraumes.
Im Jahr 2008 waren durch die Branddirektion insgesamt 14.534 Einsätze zu bewältigen. Die Zahl der Brände (1.155) erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr

(986), wobei die Zahl der Großbrände auf 12 zurück ging. Im Jahr 2009 waren

1.138 Brände zu verzeichnen. Die Zahl der Großbrände blieb konstant. 
Die Struktur der Branddirektion ist aus den beigefügten Organigrammen ersichtlich (vgl. Anlage).

Ein wesentlicher Faktor für das definierte Sicherheitsniveau der Landeshauptstadt Stuttgart ist eine 24-h-Vorhaltung von Einsatzdienstfunktionen auf den Feuerwachen der Berufsfeuerwehr. Hierzu sind die Grundfunktionen sowie bestimmte Sonderfunktionen ständig zu besetzen. Die im Sinne des Schutzniveaus vorzuhaltenden Funktionen sind im Funktionsstellenplan abgebildet. Dieser ist Bestandteil des Feuerwehrbedarfsplans (vgl. Anlage).
1.
Untersuchungsbereich / Auftragsziele

Ziel des Auftrags ist es, den durch die Branddirektion Stuttgart erstellten Feuerwehrbedarfsplan auf dessen Plausibilität hin gutachterlich zu überprüfen.

Konkret sind vor allem nachfolgende Fragestellungen zu untersuchen:

· Entspricht die Herleitung der Schutzziele und der Bemessungswerte dem Stand der Technik und sind gegebenenfalls weitere Schutzziele zu berücksichtigen?
· Welche Erkenntnisse wurden in diesem Zusammenhang durch die „Organisationsuntersuchung der Feuerwehr Stuttgart“ der Wibera Wirtschaftsberatung im Jahre 1979 gewonnen und wie wurden diese Erkenntnisse bis heute umgesetzt?
· Wie hat sich seit diesem Zeitpunkt das Gefährdungspotential in der Landeshauptstadt Stuttgart verändert und wurde hierauf in der Vergangenheit angemessen reagiert?
· Wie wird die derzeitige Vorhaltung von Einsatzfunktionen im Rahmen des Funktionsstellenplans im Sinne des abgebildeten Sicherheitsniveaus auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten bewertet? Entspricht sie im Vergleich den Werten anderer deutscher Großstädte gleicher Dimension? Bestehen weitere Optimierungspotentiale im Funktionsstellenplan und in den für die Personalbemessung beeinflussenden Faktoren? Überprüfung der Personalbedarfsbemessung!
· Ist das derzeit angewandte Löschzugmodell unter Beachtung auch arbeitsschutzrelevanter Aspekte zeitgemäß, zukunftsfähig und wirtschaftlich?
· Wurde die Freiwillige Feuerwehr bei der Planung bereits ausreichend berücksichtigt und wie kann sie eventuell über das bestehende Maß hinaus auch unter Berücksichtigung von Verlässlichkeit, Ausbildung und Qualität in die Planung eingebunden werden? In welchem Umfang besteht die Möglichkeit, die Freiwillige Feuerwehr Stuttgart in den Funktionsstellenplan einzubeziehen? Erschließen sich hieraus u. U. alternative Einsatzkonzepte? Gibt es Erfahrungswerte bei vergleichbaren Berufsfeuerwehren?
· Analyse der Entstehungsursachen der angefallenen Überstunden in den zurückliegenden Jahren sowie Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten zur Reduzierung und Vermeidung der Überstunden in den einzelnen Dienstplangruppen
· Erarbeitung einer Empfehlung zur Stellenbemessung des Einsatzdienstes sowie der Fachabteilungen unter Zugrundelegung der Schutzziele, Bemessungsfaktoren (Hilfsfristen, Personalstärken, Erreichungsgrade) und Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten des vorliegenden Feuerwehrbedarfsplans.

2.
Leistungsumfang

Von der Auftragnehmerin wird nach Maßgabe der Auftragsziele eine gutachterliche Bewertung des vorliegenden Feuerwehrbedarfsplans erwartet. Die Expertise soll insbesondere nachfolgende Leistungen beinhalten:

· Bewertung, Hinweise und Empfehlungen zu den genannten Beratungsschwerpunkten unter Ziffer 1 inkl. Aufzeigen von Synergien.

· Bewertung des Gefährdungspotentials und der Auswirkungen auf die Dimensionierung der Feuerwehr Stuttgart in den vergangenen 30 Jahren.

· Darstellung der Auswirkungen alternativer Einsatz- und Löschzugkonzepte insbesondere auf Erreichungsgrad, Wirtschaftlichkeit, Arbeitsschutz, Eigensicherheit, Qualität der Aufgabenwahrnehmung sowie eventuelle Aus- und Fortbildungsnotwendigkeiten.

· Darstellung der Funktionsvorhaltung sowie der dafür notwendigen Stellenbemessung des Einsatz- und Fachabteilungsdienstes der Branddirektion unter Berücksichtigung eines interkommunalen Vergleichs sowie der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Höchstarbeitszeit von Beamten. Erarbeiten von Optimierungsvorschlägen zur bestehenden Opting-out-Regelung der Berufsfeuerwehr im Kontext zur EU-Arbeitszeitrichtlinie. Identifikation möglicher Einsparpotentiale und Darstellung der unterschiedlichen Szenarien sowie der damit verbundenen Auswirkungen auf den Zielerreichungsgrad.

· Darstellung von Lösungskonzepten zur Reduzierung von Überstunden. 
· Vorschläge zur Optimierung der körperlichen Leistungsfähigkeit der Einsatzkräfte des Einsatzdienstes (Reduzierung von Ausfallzeiten).
· Abschlussbericht mit den erarbeiteten Ergebnissen.

· Präsentation der Ergebnisse u. a. auch in den städtischen Gremien.

3.
Durchführung des Auftrags
a. Die erforderlichen Unterlagen werden von der Auftraggeberin bei Zuschlag zur Verfügung gestellt. Eine Datenerhebung ist nicht erforderlich. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Unterlagen:


– Jahresbericht der Branddirektion Stuttgart 2008/ 2009


– Feuerwehrbedarfsplan 2010


– Organigramme der Branddirektion von 1979 und 2010


– Stellenpläne der Jahre 1979 bis 2010


– Funktionsstellenpläne der Jahre 1979, 1986, 1989 und 2010


– Dienstverteilungsplan 2010


– Zusammenfassung der wesentlichen Entwicklungen innerhalb der Brand-
   direktion in den letzten 30 Jahren


– Risikoorientierte Bedarfsplanung


   → Anfertigung von Fahrisochronen zur Überprüfung der Wachstruktur der 
        BF und der Einsatzbereiche der FF



   → Hintergrundinformationen für das empfohlene Löschzugmodell der BF


– Führungsorganisation der Feuerwehr Stuttgart auf Grundlage der FwDV 100


– Einsatzstatistik der Jahre 2009 und 2010


– Alarm- und Ausrückordnung der Feuerwehr Stuttgart


– Auswertung der Schwankungsbreiten des Einsatzdienstes der Jahre 2008 

bis 2010

– Überstundenentwicklung in den zurückliegenden Jahren für die verschiedenen
 Dienstplangruppen


– Personalbedarfsberechnungen für die einzelnen Dienstplangruppen


– Opting-out-Regelung der Branddirektion


– Interkommunaler Vergleich von Großstadtfeuerwehren


– Statistisches Handbuch Stuttgart

b. Die Auftragnehmerin ist verpflichtet, den Auftrag mit eigenen Kräften durchzuführen. Andere Firmen und Personen dürfen - auch für Teilleistungen - nur mit vorheriger Zustimmung der Auftraggeberin herangezogen werden.
c. Die Auftragnehmerin ist verpflichtet, Mitarbeiter/-innen, die im Rahmen des Auftrags tätig werden sollen, der Auftraggeberin vorher zu benennen. Sofern die Auftraggeberin der Beschäftigung nicht zustimmt oder eine ausgesprochene Zustimmung widerruft, dürfen die betroffenen Mitarbeiter/-innen nicht - bzw. nicht länger - im Rahmen des Auftrags eingesetzt werden.
d. Die Auftragnehmerin ist verpflichtet, die Bestimmungen des Bundes- und Landesdatenschutzgesetzes und sonstige Geheimhaltungsvorschriften einzuhalten und damit alle im Zusammenhang mit der Durchführung des Auftrages bekannt werdenden Daten geheim zu halten und nicht an Dritte weiterzugeben. Die Auftragnehmerin hat insbesondere zu gewährleisten, dass keine Unbefugten auf die erhobenen oder verarbeiteten Informationen zugreifen können. Bei Störungen und Unregelmäßigkeiten sowie einem Verdacht auf Verletzung des Datenschutzrechts und sonstiger Geheimhaltungsvorschriften - insbesondere für den Fall, dass Dritte unberechtigt von personenbezogenen Daten Kenntnis erlangt haben können - ist die Auftraggeberin unverzüglich zu informieren. Sie hat auch den Nachweis zu erbringen, dass alle Mitarbeiter/-innen sowie ggf. eingesetzte Fremdkräfte auf das Datengeheimnis verpflichtet wurden.
e. Die Arbeit soll im direkten Anschluss an die Auftragserteilung aufgenommen und mit der Vorlage eines von der Auftraggeberin abgenommenen, umsetzbaren Handlungskonzepts bis zum 6. Juni 2011 abgeschlossen werden.
f. Wesentliche Zwischenergebnisse entsprechend dem Leistungsfortschritt nach Ziffer 1 sowie andere wichtige Erkenntnisse aus dem Projekt sind der Auftraggeberin mitzuteilen.
g. Die von der Auftragnehmerin gefertigten, beschafften oder ihr von der Auftraggeberin überlassenen Materialien sind der Auftraggeberin auf Verlangen, spätestens jedoch bei Projektende, auszuhändigen. Dies gilt auch bei einer Vertragskündigung oder bei Rechtsstreitigkeiten. Ein Zurückbehaltungsrecht ist ausgeschlossen.
4.
Zusammenarbeit

a. Die Auftragnehmerin ist in Abstimmung mit der Auftraggeberin verantwortlich für eine sachgerechte Vorgehensweise und die Auswahl der Arbeitstechniken. Sie ist verpflichtet, den Auftrag in enger Zusammenarbeit mit der Auftraggeberin durchzuführen.
b. Auftraggeberin ist die Landeshauptstadt Stuttgart, vertreten durch den Oberbürgermeister, dieser vertreten durch den Beigeordneten für Allgemeine Verwaltung und Krankenhäuser. Die Rechte und Pflichten der Auftraggeberin nimmt gegenüber der Auftragnehmerin das Haupt- und Personalamt wahr. Es wird eine stadtinterne Projektleitung eingesetzt, konkrete Kontaktdaten werden von der Auftraggeberin bis zum Beginn der Arbeiten zur Verfügung gestellt.
5. 
Anforderungen an das Angebot
Um das Angebot beurteilen zu können, wird um Stellungnahme zu folgenden Punkten gebeten: 
a. Qualifikation der mit dem Projekt betrauten Mitarbeiter/-innen

Welche Personen sollen im Einzelnen den Auftrag durchführen? Welche Qualifikation bzw. Fachkenntnisse im Bereich der öffentlichen Verwaltung und insbesondere im unter den Ziffern 1 und 2 genannten Maßnahmenbereich besitzen die von Ihnen benannten Personen?

b. Zeitplanung

Welchen Aufwand in personeller und zeitlicher Hinsicht werden Ihrer Meinung nach die einzelnen Arbeitsphasen erfordern? Können Sie gewährleisten, dass der Abschlussbericht bis zum 6. Juni 2011 vorliegt? Können Sie darüber hinaus gewährleisten, dass das Projekt kontinuierlich durchgeführt werden kann? 

c. Personaleinsatz

Welche Vorstellungen haben Sie im Einzelnen über den Einsatz Ihres Personals und den Aufwand für städtisches Personal für den gesamten 
Auftrag und für einzelne Arbeitsabschnitte im Hinblick auf die Erreichung der Auftragsziele?
d. Methoden

Welche Methoden möchten Sie einsetzen? 
e. Referenzen 

Für welche öffentlichen Verwaltungen waren Sie mit vergleichbaren Aufgabenstellungen bereits tätig?

6. 
Honorar
a. Es wird ein Pauschalhonorar für das gesamte Projekt, einschließlich der zur Vorbereitung und Ausführung notwendigen Besprechungen und zur Vorbereitung der Berichterstattung erforderlichen Arbeiten als Festpreis vereinbart. Das Pauschalhonorar umfasst auch sämtliche Auslagen und Nebenkosten (insbesondere Fahrgelder, Reise- und Aufenthaltskosten, Druck- und Versandkosten, Bürokosten, Post- und Fernsprechentgelte, Versicherungsprämien) einschließlich Mehrwertsteuer. Es ist die Zahl der Personaltage anzugeben, die der Pauschalhonorarabrechnung zugrunde liegen.

b. Das Honorar wird in noch zu vereinbarenden Teilbeträgen ausbezahlt. 

c. Die Teilbeträge werden fällig, wenn die Auftraggeberin die von der Auftragnehmerin jeweils erbrachte Leistung als vertragsgemäß anerkannt und abgenommen hat. Die Abnahme erfolgt durch die Auftraggeberin.

7. 
Gewährleistung, Haftung, Verjährung
a. Gewährleistungsansprüche der Auftraggeberin richten sich nach der VOL/B und ergänzend nach den gesetzlichen Vorschriften.

b. Die Auftragnehmerin übernimmt die Gewähr, dass ihre Leistungen ohne zusätzliche Erhebungen oder Nachuntersuchungen verwendbar sind. Die Auftragnehmerin übernimmt weiterhin die Haftung und Gewähr für die vollständige, sorgfältige und fachgerechte Ausführung ihrer Leistungen.
c. Die Auftragnehmerin haftet für Schäden, die aus einer Verletzung der Geheimhaltungspflicht nach Ziffer 3 und bei einem Verstoß gegen das Abwerbeverbot nach Ziffer 9 entstehen. Die Auftragnehmerin haftet weiterhin in Fällen von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Dies gilt insbesondere für Schadensersatzanspruch aus Unmöglichkeit, Verzug, Verletzung der vertraglichen Haupt- und Nebenpflichten, Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung. 

d. Die Auftragnehmerin bestimmt ihre mit der Projektdurchführung beauftragten Mitarbeiter/-innen namentlich in Abstimmung mit der Auftraggeberin. Diese müssen auch am Präsentationstermin anwesend sein. Die Durchführung des Projekts durch die namentlich bestimmten Personen wird Bestandteil des Vertrags. Scheidet während des Projekts der/die Projektleiter/-in oder eine andere Person aus, so hat die Auftragnehmerin insbesondere auch hinsichtlich der sozialen Beraterkompetenz adäquaten Ersatz zu leisten. Ein Wechsel der Mitarbeiter/-innen im Projektteam der Auftragnehmerin bedarf der vorherigen Genehmigung der Auftraggeberin. Falls die Auftragnehmerin in einem solchen Falle keinen gleichwertigen Ersatz stellen kann, behält sich die Auftraggeberin vor, den Vertrag zu kündigen.

e. Im Übrigen sind Schadensersatzansprüche beider Vertragsparteien ausgeschlossen, soweit in Ziffer 10 nichts anderes bestimmt ist.

f. Der Schadensersatzanspruch gegen die Auftragnehmerin verjährt in drei Jahren ab Beendigung des Auftrags.

8. 
Urheberrecht
a. Das Ergebnis des Auftrags steht der Auftraggeberin ausschließlich und uneingeschränkt zur Verfügung. Die Auftraggeberin darf die Unterlagen der Auftragnehmerin ohne deren Mitwirkung kostenlos nutzen und ändern. Die Auftraggeberin wird die Auftragnehmerin vor wesentlichen Änderungen eines nach dem Urheberrecht geschützten Werkes anhören.
b. Die Auftraggeberin hat das Recht zu Veröffentlichungen unter Namensangabe der Auftragnehmerin. Die Auftragnehmerin bedarf zu Veröffentlichungen der Einwilligung der Auftraggeberin.

c. Die Ziffern 8a und 8b gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis vorzeitig endet.

9. 
Abwerbeverbot

Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, während der Untersuchung kein Personal der Auftraggeberin und bis zu 3 Jahren nach Abschluss kein an der Untersuchung beteiligtes Personal abzuwerben.

10. 
Kündigung
a. Die Auftraggeberin hat das Recht, den abzuschließenden Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist durch schriftliche Erklärung gegenüber der Auftragnehmerin ganz oder zu einem Teil jederzeit zu kündigen.

b. Wird aus einem Grunde gekündigt, den die Auftraggeberin zu vertreten hat, erhält die Auftragnehmerin die Vergütung für die bis dahin erbrachten, in sich abgeschlossenen, nachgewiesenen und als vertragsgemäß anerkannten Einzelleistungen und Ersatz für die im Rahmen des Vertrages darüber hinausgehenden, notwendigen und nachweisbar entstan-denen Kosten für weitere Leistungen.

c. Hat die Auftragnehmerin den Kündigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis dahin erbrachten, in sich abgeschlossenen, nachgewiesenen und als vertragsgemäß anerkann​ten Einzelleistungen zu vergüten; ein Schadensersatzanspruch der Auftraggeberin gegen die Auftragnehmerin wird nicht ausgeschlossen.

d. Das vereinbarte Festhonorar wird entsprechend gekürzt.

e. § 649 BGB (Kündigungsrechte des Bestellers) kommt nicht zur Anwendung.

11. 
Sonstige Vereinbarungen
a. Dem abzuschließenden Vertrag liegen, soweit nichts anderes vereinbart wird, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbesondere die des Werkvertrages, zugrunde.

b. Allgemeine Geschäftsbedingungen der Auftragnehmerin, die von den in dieser Leistungsbeschreibung niedergelegten Bedingungen abweichen, gelten nicht.
c. Mündliche Abreden sind nur verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.

d. Erfüllungsort für die Leistungen der Auftragnehmerin und Gerichtsstand für beide Parteien ist Stuttgart.

e. Die Auftragnehmerin verpflichtet sich bei Vertragsabschluss, die beigefügte Erklärung zur L. Ron-Hubbard-Technologie von den an der Untersuchung beteiligten Mitarbeiter/-innen der Auftragnehmerin unterzeichnet an die Auftraggeberin zurückzusenden (Anlage).
Anlagen
· Jahresbericht der Branddirektion Stuttgart 2008/2009

· Feuerwehrbedarfsplan 2010 
· Organigramm der Branddirektion 2010
· Erklärung zur L. Ron-Hubbard-Technologie 
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